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22. Änderung des Bebauungsplan Nr. 36 „Gewerbegebiet Rodt“ gem. § 13 a BauGB 
 

Ergebnis der Beteiligungsverfahren gem. § 13a Abs. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 BauGB  
 

lfd. 
Nr. 

 
Eingabesteller 

 
Datum 

 
wesentlicher Inhalt der Eingabe 

 
Stellungnahme 

 
Ergebnis 

1. T 1 2. Bezirksregierung 
Düsseldorf, Kampf-
mittelbeseitigungs-
dienst 

3. 26.09.2019 4. Luftbilder weisen auf einen Laufgraben 
am Rande des Plangebietes hin. Es wird 
eine Überprüfung der Militäreinrichtung 
des 2. Weltkrieges (Laufgraben) empfoh-
len. 

5.  
6.  

7. Im Zuge der Umsetzung der Planung ist eine 
Überprüfung der Militäreinrichtung durchzu-
führen. Der Bauherr wird informiert und ein 
entsprechender Hinweis wird in die Begrün-
dung aufgenommen. 

Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen. Der 
Bauherr wird informiert. 
Der Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  

8.  

9. T 2 10. Oberbergischer 
Kreis 

11. 07.10.2019 12. Es ist ein hydrogeologisches Gutachten 
vorzulegen. Die Versickerungsanlagen 
sind gemäß des Gutachtes herzustellen. 

 
 
 
 
 

13.  
14. Es ist eine Löschwassermenge von mind. 

1600l/min sicher zu stellen. 

15. Es liegt ein hydrogeologisches Gutachten vor. 
Das Ergebnis ist unter Ziffer 5.5.3 der Begrün-
dung dargelegt. Die angetroffenen Boden-
schichten und die hydrogeologischen Verhält-
nisse lassen eine dezentrale Versickerung zu. 
Die Versickerung der anfallenden Nieder-
schlagswässer kann über mehrere Rigolen er-
folgen. 

16.  
17. Die Löschwassermenge wird vorgehalten. 

18. Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Der 
Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  

19.  

20.  21.  22. 08.10.2019 Der Erhalt der Bäume sollte als Vermei-
dungsmaßnahme festgesetzt werden. 
 

23.  

24. Der Erhalt der Bäume war bereits Bestandteil 
der Planung (s. LFB). Aufgrund eines techni-
schen Übertragungsfehlers wurden dies in der 
Planzeichnung nicht gedruckt. In der aktuali-
sierten Fassung der Planzeichnung wird die 
Baumgruppe als erhaltenswert festgesetzt. 

25. Der Anregung wird stattge-
geben und die Planzeich-
nung aktualisiert. 

26.  
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27. T 3 28. Geologischer 
Dienst NRW 

29. 09.10.2019 30. Im Plangebiet stehen Schluff- und Ton-
stein des Devons an. Es wird eine objekt-
bezogene Untersuchung der Baugrundei-
genschaften empfohlen. 

 

31. Im Zuge der Umsetzung der Planung wird der 
Baugrund untersucht. 

Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen. Ein zu-
sätzlicher Hinweis wird in 
den textlichen Festsetzun-
gen aufgenommen. 

32. T 4 33. Straßen NRW 34. 10.10.2019 35. Grundsätzlich bestehen keine Bedenken. 
Folgende Hinweise sind jedoch zu be-
rücksichtigen: 

36. 1.Notwendige Schutzmaßnahmen sind 
durchzuführen bzw. im Plan festzusetzen. 

37. 2. Gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB sind Maß-
nahmen zum Schutz vor Lärmemissionen 
festzusetzen. 

38. 3. Da die Berücksichtigung der Ver-
kehrsemissionen dem Vorhabenträger ob-
liegen, können diesbezüglich auch zukünf-
tig keine Forderungen an den Straßenbau-
lastträger gestellt werden. 

 

Durch die Änderung des Bebauungsplans ist mit 
keiner gebietsunverträglichen Zunahme des Ver-
kehrs zu rechnen. Immissionsschutzrechtliche 
Festsetzungen sind daher auf der Ebene des Be-
bauungsplans nicht notwendig. Von einer ab-
schließenden Konfliktbewältigung im Bebauungs-
plan darf die Gemeinde Abstand nehmen, wenn 
die Durchführung der als notwendig erkannten 
Maßnahmen der Konfliktlösung außerhalb des 
Planungsverfahrens auf der Stufe der Verwirkli-
chung der Planung sichergestellt oder zu erwar-
ten ist. Daher sollte im Bebauungsplan ein Hin-
weis aufgenommen werden, dass aufgrund des 
Verkehrslärms im Baugenehmigungsverfahren bei 
der Errichtung von baulichen Anlagen passive 
Maßnahmen zum Schutz gegen Lärmemissionen 
vorzunehmen sind.  

Die Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen und in 
die Planung integriert.  
 

39. B 1 40. Bürger 1 41. 08.09.2019 42. Es wird der Mangel an Parkplätzen dar-
gelegt.  

 
 

43. Das Pflegeheimgebäude passt nicht in die 
Umgebung. 

 
 
 
 
 
 

47. Die konkrete Anzahl der notwendigen Stell-
plätze ist im Baugenehmigungsverfahren nach-
zuweisen.  

48.  
49. Nach der Baunutzungsverordnung ist die Errich-

tung eines Pflegheimgebäudes in einem Misch-
gebiet als Nutzungsart nach § 6 (2) Nr. 1 
„Wohngebäude“, (3) Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes“ und Nr. 5 BauNVO „Anlagen 
für soziale und gesundheitliche Zwecke, allge-
mein zulässig. 

 

50. Die Anregungen werden 
zur Kenntnis genommen. 
Der Entwurf des Bebau-
ungsplans kann ohne Än-
derung als Satzung be-
schlossen werden  
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44. Die Kapazität des Kanals reicht nicht aus. 
 
 

45. Die Bebauung wird zu einem höheren 
Verkehrsaufkommen führen. 

46.  

Die Kapazität des Kanals ist als ausreichend be-
messen. 
 
Durch die Änderung des Bebauungsplans ist nur 
mit einem geringen zusätzlichen Verkehrsauf-
kommen zu rechnen. Die Planung ist mit den 
umgebenden Nutzungen von Wohnen und nicht 
wesentlich störendem Gewerbe als gebietsver-
träglich anzusehen. 

51. B 2 52. Bürger 2/ 
53. Anwaltsbüro 

54. 04.10.2019 I. Massivität und Höhe der Bebauung 
1. Durch die Änderung der Geschossflä-

chenzahl (GFZ) und der Grundflächen-
zahl (GRZ) wird eine massive und hohe 
Bebauung ermöglicht, die in der Nach-
barschaft keine Vorbilder hat. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Auf Grundlage der Festsetzungen des rechtsgül-
tigen Bebauungsplanes Nr. 36 „Gewerbegebiet 
Rodt“ lässt sich die Errichtung eines größeren 
Gebäudes für ein Pflegeheim nicht realisieren. 
Für diese Realisierung streitet ein gemeindliches 
Bedürfnis, da Pflegeplätze benötigt werden. Die 
Erhöhung der GRZ und GFZ auf die Obergrenzen 
gemäß § 17 Abs. 1BauNVO sollen ermöglichen, 
dass ein zusammenhängender, größerer Baukör-
per errichtet werden kann.  
Auf diese Weise wird eine städtebauliche ver-
trägliche Ausnutzung der Grundstücke ermög-
licht, da die Nutzungskennziffer mit einer GRZ 
von 0,6 sowie GFZ von 1,2 einer üblichen Aus-
nutzung in einem Mischgebiet unter Beachtung 
der Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO ent-
sprechen. Insofern wird ein auch im Hinblick auf 
die Umgebungsbebauung verträgliche Festset-
zung zum Maß der baulichen Nutzung getroffen 
Zur Begrenzung der Höhe wird eine Gebäude-
oberkante von maximal 405,0 m über NHN fest-
gesetzt. Diese Höhe stellt sich in Bezug auf die 
Umgebungsbebauung als verträglich dar. Aus der 
Skizze zur Höhenfestsetzung in der Begründung 
zur 22. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 

1. Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen. Der 
Bauherr wird informiert. 
Der Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  
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2. Durch die Hängigkeit könnte eine vier-
geschossige Bebauung entstehen, ob-
wohl in der unmittelbaren Nachbar-
schaft eine zweigeschossige Bebauung 
gegeben ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Der Baukörper wirkt im Verhältnis zu 

der vorhandenen Wohnbebauung auf-
grund seines Volumens erdrückend, 
was ein Verstoß gegen das baurechtli-
che Rücksichtnahmegebot darstellt. 

 
 
 
 
 
 

auf Seite 8 ist ersichtlich, dass zu dem benach-
barten Grundstück mit der Hausnummer 21 die 
dortige Höhensituation übernommen bzw. ge-
ringfügig unterschritten wird. Angesichts einer 
Traufhöhe des Nachbargebäudes mit 405,10 m 
sowie einer Firsthöhe von 409,60 m stellt sich 
die festgesetzte Höhe von 405,0 m für ein Staf-
felgeschoss mit 409,0 m als verträglich dar. Aus 
rechtlichen Gründen ist es nicht erforderlich, 
dass eine Geschossigkeit festgesetzt wird. Die 
Höhenbegrenzung für Gebäude ist ausreichend.  
Auf die Festsetzung von Geschossen wurde auch 
deshalb verzichtet, weil unterschiedliche Nut-
zungen in einem Mischgebiet (MI) unterschiedli-
che Geschosshöhen bedingen. Daher soll im Rah-
men einer notwendigen Flexibilität die Möglich-
keit bestehen, unterschiedliche Geschosshöhen 
und damit auch unterschiedliche Geschossigkei-
ten auszuwählen. 
Durch die gewählte Festsetzung zur Höhe ist die 
Einbindung in das vorhandene städtebauliche 
Umfeld sichergestellt. 

 
3. Auch wenn der Baukörper im Verhältnis zu der 

ihn umgebenden Wohnbebauung ein zusam-
menhängendes Volumen aufweisen kann, ist 
eine Verletzung des Gebotes nachbarlicher 
Rücksichtnahme nicht zu erkennen. Zum ei-
nen muss gesehen werden, dass die landes-
rechtlichen Abstandsflächenvorschriften in je-
dem Fall einzuhalten sind. Die ständige Recht-
sprechung des OVG Münster geht dann davon 
aus, dass regelmäßig bei Einhaltung von Ab-
standflächen der Abstand so ausreichend ist, 

2 Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen. Der 
Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

3. Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen. Der 
Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  
 
 
 
 
 



5 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. Störung der Wohnruhe 
1. Die Änderung des Bebauungsplans er-

möglicht die Errichtung von Stellplätzen 
im rückwärtigen Grundstücksbereich, 
der zur Anlieferung des Pflegeheims 
dienen soll, was Lärm und störende Ab-
gase in diesen ruhigen Außenwohnbe-
reich hineintragen wird. Dies stellt ein 
Verstoß gegen das baurechtliche Rück-
sichtnahmegebot dar. 

 
 
 

dass Belichtung, Belüftung, Besonnung und 
Sozialabstand in ausreichender Weise ge-
währleistet sind. Unter diesen Voraussetzun-
gen kann sodann von einem Erdrücktsein  

      oder Eingemauertsein nicht geredet werden. 
So verhält es sich auch bei der vorliegenden 
Planung.  
Weiterhin werden für die baulichen Anlagen 
überbaubare Grundstücksflächen durch eine 
Baugrenze festgesetzt, so dass der Abstand 
des Gebäudes zur Grundstücksgrenze über 
dem bauordnungsrechtlich erfordernden 
Mindestabstand von 3 m liegt. Teilweise sind 
die Baugrenzen so festgesetzt, dass ein Ab-
stand von zumindest 4 m gegeben ist, teil-
weise auch Abstände bis zu 7 m. Trotz einer 
zulässigen Gebäudelänge von über 50 m auf-
grund der abweichenden Bauweise wird hier-
durch eine nachbarliche Rücksichtnahme ge-
währleistet. 

 
1. Die Errichtung von Stellplätzen ist nur in den 

überbaubaren Grundstücksflächen – mit den 
oben beschriebenen v. g. Abständen – zuläs-
sig sowie in den separat festgesetzten Flä-
chen im nordöstlichen und östlichen Teil des 
überplanten Bereiches. Somit sind nach Wes-
ten und Süden größere Abstände von Stell-
plätzen zu benachbarten Grundstücken si-
chergestellt. Im Rahmen planerischer Zurück-
haltung wird auf der zweiten Stufe des Bauge-
nehmigungsverfahrens gewährleistet, dass 
die durch Zu- und Abfahrtsverkehre hervorge-
rufenen Schallimmissionen die Maßgaben der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

1. Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen. Der 
Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  
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III. Kanaltechnische Erschließung 
1. Die von der Wagner Umwelt Geologie 

GmbH erstellte Stellungnahme zur Er-
mittlung der Durchlässigkeit des Unter-
grundes für das geplante Bauvorhaben 
ist unrichtig.  

schallschutzrechtlichen Anforderungen ein-
halten.  
Wird im Mischgebiet ein gewerbliches Ge-
bäude wie z. B. ein Seniorenpflegeheim er-
richtet, sind die Maßgaben der TA Lärm zu 
den nächstgelegenen Immissionsorten einzu-
halten. Dies ist schallgutachterlich nachzuwei-
sen. Von einer abschließenden Konfliktbewäl-
tigung im Bebauungsplan darf die Gemeinde 
Abstand nehmen, wenn die Durchführung der 
als notwendig erkannten Maßnahmen der 
Konfliktlösung außerhalb des Planungsverfah-
rens auf der ersten Stufe der Verwirklichung 
der Planung sichergestellt oder zu erwarten 
ist. Im Rahmen der bereits oben angespro-
chenen planerischen Zurückhaltung ist daher 
bei der im Baugenehmigungsverfahren zu 
konkretisierenden Lage von Stellplätzen si-
cherzustellen, dass für die benachbarte Be-
bauung keine unzumutbaren Lärmbeeinträch-
tigungen auftreten. Insofern wird auch auf 
die Vorschrift des § 15 Abs. 1 BauNVO verwie-
sen. Danach wird im Einzelfall geprüft, ob 
Stellplätze gemäß § 12 BauNVO verträglich 
sind. 

 
 
1. Die Stellungnahme von der Wagner Umwelt 

Geologie GmbH ist aktuell.  
Es wurden im Vergleich zu dem Gutachten für 
das Grundstück an der Eichendorffstr. 15 tie-
fere Bohrungen durchgeführt, bei denen kein 
Schichtaufbau erkannt worden ist.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
1. Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen. Der 
Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  
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Für das Vorhaben auf der Eichen-
dorfstr. 15 wurde ein hydrogeologi-
sches Gutachten für die Versicherung 
von Niederschlagabflüssen erstellt.  
Aufgrund des festgestellten Schichtauf-
baus im Bereich des Nachbargrund-
stücks, das auf dem Vorhabengrund-
stück auch zu finden sein wird, ist zu 
bezweifeln, dass es zu der erforderli-
chen Versickerung von Oberflächen-
wasser in den Maßen kommen wird. 

 
2. Es wird ein neues und neutrales Gutach-

ten verlangt. 
 

Das methodische Vorgehen ist fachlich ord-
nungsgemäß erfolgt. Eine Entwässerung kann 
grundsätzlich erfolgen. Auch hier gilt, dass auf 
der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens 
sodann im Einzelnen nachzuweisen ist, dass 
die konkrete Entwässerung erfolgen kann. 
Eine Plansperre jedenfalls ist nicht zu erken-
nen. 
 
 
 
 

2. Es werden keine fundierten Tatsachen vorge-
tragen, die einen begründeten Zweifel an die 
Richtigkeit der Stellungnahme zulassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

2.Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen.  
Der Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  

55. B 3 56. Öffentlicher Erör-
terungstermin 

57. 11.09.2019 Im Erörterungstermin am 11.09.2019, 
18.00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses 
wurden folgende Punkte angeregt: 

1. Der Neubau wird als massiv empfun-
den. Eine Bebauung mit Einfamilien-
häusern wäre wesentlich lichtdurchläs-
siger gewesen. 

 
 
 
 
2. Die Anzahl der Parkplätze wird von den 

benachbarten Grundstückseigentü-
mern als nicht ausreichend empfun-
den. Es wird befürchtet, dass Besucher 
und Angestellte in den angrenzenden 

 
 
 

1. Das Bauvolumen überschreitet die Größe ei-
ner Bebauung mit Einfamilienhäusern. Dies 
ist der geplanten Nutzung des Altenpflege-
heims geschuldet. Abgesehen davon fügt sich 
der geplante Baukörper bzgl. der Höhenge-
staltung und dem Maß der baulichen Nutzung 
in die Umgebungsbebauung ein. 
 

2. Im Baugenehmigungsverfahren wird konkret 
bezogen auf das Bauvorhaben der Nachweis 
für eine ausreichende Anzahl an Stellplätze 
erbracht. Eine Tiefgarage ist zwar von Vorteil, 

 
 
 
1. Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen.  
Der Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden.  
 
 
2. Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen.  
Der Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
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Straßen und auf privaten Flächen par-
ken. 

 
 
 
 
3. Aufgrund der oftmals überhöhten Ge-

schwindigkeit der Fahrzeuge, wird an-
geregt eine Tempo 30-Zone an der 
Müllenbacher Straße vor dem Alten-
pflegeheim einzurichten.  
 

 
 

4. Seitens der Anwohner wird befürchtet, 
dass der Kanal das zusätzlich anfallende 
Schmutzwasser nicht aufnehmen kann 
und die unterliegenden Grundstücksei-
gentümer Wasserschäden erleiden. 

 
 
 
 
 

58.  

planungsrechtlich aber nicht bauverpflich-
tend im Angebotsbebauungsplan festzuset-
zen. Durch die direkte Anbindung des Plange-
bietes an den ÖPNV lässt sich auch ein zuneh-
mendes Fahrzeugaufkommen minimieren. 
 

3. Eine diesbzgl. rechtzeitige Anfrage beim Stra-
ßenverkehrsamt wird seitens der Verwaltung 
zugesagt. Im Bebauungsplan kann dieses aber 
nicht festgesetzt werden, ebenso wie eine 
Übergangshilfe oder eine Abbiegespur, die 
eventuell seitens Straßen NRW gefordert 
werden kann. 

 
4. Der Kanal ist ausreichend bemessen. Die 

Grundstückseigentümer sind aufgrund der 
Entwässerungssatzung der Gemeinde ver-
pflichtet, ggf. selbst Rückstauklappen einzu-
bauen. Ein hydrogeologisches Gutachten, 
welches Bestandteil der Planunterlagen ist, 
hat bestätigt, dass eine dezentrale Versicke-
rung der anfallenden Niederschlagswässer 
ohne schädliche Beeinträchtigungen mög-
lich ist. Die Versickerung wird über entspre-
chend berechnete, ausreichend dimensio-
nierte Rigolen erfolgen. Der Verlauf und der 
Anschluss des Schmutzwasserkanals wird im 
Rahmen der erforderlichen Abwasseran-
schlussgenehmigung festgelegt. 

als Satzung beschlossen 
werden  
 
 
 
 
3. Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen.  
Der Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  
 
 
4. Die Anregung wird zur 
Kenntnis genommen.  
Der Entwurf des Bebauungs-
plans kann ohne Änderung 
als Satzung beschlossen 
werden  
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Folgende beteiligte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise:  

1 Bezirksregierung Arnsberg, Abt. 6 Bergbau und Energie in NRW 

2 Arbeitsgemeinschaft der Naturschutzverbände 

3 Deutscher Wetterdienst 

4 Pledoc 

5 Deutsche Luftsicherung 

6 Industrie- und Handelskammer 

7 Aggerverband 

8 Bundeswehr 

9 Amprion 

 

 
Folgende beteiligte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben:  

1 AggerEnergie 

2 Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 

3 Bezirksregierung Köln  Dez. 33 

4 Bezirksregierung Köln  Dez. 35 

5 Bezirksregierung Köln  Dez. 51 

6 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  

7 CORPUS SIREOAsset Management Commercial GmbH 

8 DB Services Immobilien GmbH 

9 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 

10 Eisenbahn Bundesamt 

11 Erzbistum Köln 

12 Ev. Kirche im Rheinland 

13 Ev. Kirchengemeinde 

14 Ev. Kirchengemeinde 

15 Finanzamt Gummersbach 

16 Gemeinde Lindlar 

17 Handwerksverband Rheinland 

18 Handwerkskammer  

19 Kath. Pfarrgemeinde 
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20 Kreishandwerkerschaft  

21 Landesbetrieb Wald & Holz  NRW 

22 Landschaftsverband Rheinland Liegen 

23 Landschaftsverband Rheinland Denkmal 

24 Landschaftsverband Rheinland BodenD 

25 Landwirtschaftskammer Rheinland 

26 Nahverkehr Rheinland GmbH 

27 OVAG 

28 Stadt Gummersbach 

29 Stadt Kierspe 

30 Stadt Meinerzhagen 

31 Stadt Wipperfürth 

32 Unitymedia NRW GmbH 

33 Verkehrsverbund Rhein Sieg 

34 Westnetz GmbH      Regionalservice 

35 Wupperverband 

36 Gemeinde Marienheide-Abwasser 

37 Gemeinde Marienheide III-60 

38 Gemeinde Marienheide III-66 

39 Gemeinde Marienheide II-32 

 
 
 


